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Verkehrsrecht und Jagd 
 

 

Wenige Jäger haben das Glück, im eigenen Revier zu wohnen. Die meisten legen nicht sel-

ten viele Kilometer im Auto zurück und haben alles dabei, was man zur Revierbetreuung 

braucht: fahrbare Ansitzeinrichtungen, Baumaterial für Hochsitze und andere jagdliche Ein-

richtungen, Gasflaschen für die Hochsitzheizung, Batterien für Weidezaungeräte zur Wild-

schadenabwehr, Motorsäge mit Benzin, Waffen und Munition, Hunde, Beizvögel, Frettchen, 

erlegtes Wild und so weiter.  

 

Es werden ganze Jagdgesellschaften auf Anhängern transportiert. Die damit verbundenen 

Risiken sehen die Wenigsten.  

 

Jäger helfen bei Wildunfällen, bescheinigen Teilkaskoschäden, geben Fangschüsse im Stra-

ßenraum ab und beseitigen verunfalltes Wild. Die Jagd in der Nähe von Straßen ist nicht 

ungefährlich, weil Wild und Hunde vor Kraftfahrzeuge laufen können. Manch einer jagt mit 

dem Kraftfahrzeug oder gefährdet seinen Jagdschein durch Verkehrsdelikte 

 

 
 

Die Schnittstelle zwischen Verkehrsrecht und Jagd ist größer als man denkt! 
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1. Mobile Ansitzeinrichtungen im Straßenverkehr 

 

Um auf jagdliche Notwendigkeiten, beispielsweise Wildschäden oder nur eine geänderte 

Windrichtung, flexibel reagieren zu können, sind mobile Ansitzeinrichtungen in vielen Revie-

ren unverzichtbar. Werden beim Umstellen jedoch öffentliche Straßen und Wege genutzt, 

heißt es nicht selten „Augen zu und durch“. Dann wird ein nicht zugelassener Anhänger ohne 

Versicherungsschutz im Straßenverkehr bewegt. Dies gilt gem. § 6 Absatz 1 Pflichtversiche-

rungsgesetz (PflVersG) als Straftat, die mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe 

geahndet wird, denn gem. § 1 PflVersG ist der Halter eines Kraftfahrzeuges oder Anhängers 

verpflichtet, für sich, den Eigentümer und den Fahrer eine Haftpflichtversicherung zur De-

ckung der durch den Gebrauch des Fahrzeugs verursachten Schäden abzuschließen und 

aufrechtzuerhalten, wenn das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen und Plätzen bewegt wird.  

 

Gem. § 3 Absatz 1 Satz 1 Fahrzeugzulassungsverordnung (FZV) ist auch ein Anhänger ent-

sprechend zuzulassen. Ein Verstoß hiergegen ist eine Ordnungswidrigkeit. Nach. § 48 Ziffer 

1 a FZV, § 24 StVG in Verbindung mit § 46 OWiG und der Bußgeldkatalogverordnung (lau-

fende Nummer 175) ist hierfür ein Bußgeld fällig. Wald- und Feldwege dienen dem öffentli-

chen Verkehr, wenn sie befahrbar sind; auf die Eigentumsverhältnisse kommt es dabei nicht 

an.1  

          

 

         Fahrbarer Ansitz ohne Betriebserlaubnis, ohne Zulassung und ohne Versicherungsschutz 

        (§ 6 Abs. 1 Satz 1 PflVersG; § 3 Abs. 1 Satz 1 FZV) 

  

                                                           
1
 Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, § 1 StVO, Randziffer 13 ff. 



- 4 - 
 

Wer diesen verkehrsrechtlichen Problemen und Sanktionen aus dem Weg gehen will, hat 
verschiedene Möglichkeiten:  
 
In der Regel besteht eine fahrbare Ansitzeinrichtung aus einem handelsüblichen Anhänger, 
auf dem eine Ansitzeinrichtung montiert ist. Man kann den Anhänger selbstverständlich als 
solchen zulassen. Dann aber ist die darauf angebrachte Kanzel als dessen Ladung zu be-
handeln und ordnungsgemäß zu sichern. Denn gem. § 23 StVO muss der Fahrzeugführer 
dafür sorgen, dass das Fahrzeug, der Zug oder das Gespann sowie die Ladung vorschrifts-
mäßig sind und die Verkehrssicherheit durch die Ladung nicht leidet. Nach 
§ 30 Straßenverkehrszulassungsverordnung (StVZO) müssen Fahrzeuge so gebaut und 
ausgerüstet sein, dass ihr verkehrsüblicher Betrieb niemanden schädigt oder mehr als un-
vermeidbar gefährdet, behindert oder belästigt. Auch der Halter ist gem. § 31 StVZO dafür 
verantwortlich, dass die Ladung vorschriftsmäßig ist und die Verkehrssicherheit des Fahr-
zeugs durch die Ladung nicht leidet. Konkret gilt nach § 22 Absatz 1 StVO, dass die Ladung 
so zu sichern ist, dass sie selbst bei Vollbremsung oder plötzlicher Ausweichbewegung nicht 
verrutschen, umfallen, hin- und herrollen, herabfallen oder vermeidbaren Lärm erzeugen 
kann. Dabei sind die anerkannten Regeln der Technik zu beachten. 
 
Problemlos ist also ein ordnungsgemäß zugelassener Anhänger mit einer ordnungsgemäß 
gesicherten Ansitzeinrichtung darauf. Wie aber wird sie richtig gesichert? Will man die an-
lässlich einer polizeilichen Kontrolle möglicherweise stattfindende Diskussion um die ord-
nungsgemäße Sicherheit eines solchen Gespannes vermeiden, ist auch folgende Lösung 
vorstellbar: 
 
Gem. § 3 Absatz 1 FZV könnte man eine Einzelgenehmigung für eine mobile jagdliche Ein-
richtung erteilen lassen. Erforderlich ist eine entsprechende TÜV-Abnahme, Haftpflichtversi-
cherung und Zulassung mit amtlichem Kennzeichen. Der TÜV prüft die mobile Kanzel, die 
dann rechtlich nicht mehr in Anhänger und Ladung unterteilt wird, sondern als Ganzes eine 
Art Spezialanhänger darstellt. Ein solches Gespann, bestehend aus rollender Ansitzeinrich-
tung und ziehendem Kraftfahrzeug, darf, wo erlaubt, maximal 80 Stundenkilometer fahren. 
Bei dieser sowie bei der ersten Alternative (Anhänger mit Kanzel als Ladung) besteht die 
Gefahr, dass die Ansitzeinrichtung, die in Feld oder Wald lange Zeit an einem Standort steht, 
der möglicherweise weit entfernt ist von menschlichen Siedlungen, gestohlen wird oder dass 
zumindest die Kennzeichen entwendet werden. 
 
Die Nutzung von roten Überführungskennzeichen (§ 16 FZV) legalisiert nur den Betrieb des 
Anhängers, der Aufbau bleibt dessen Ladung; im beladenen Zustand handelt es sich aller-
dings nicht um eine Probe- oder Überführungsfahrt des Anhängers, so dass die roten Kenn-
zeichen hierfür nicht benutzt werden dürfen. Kurzzeitkennzeichen gem. § 28 FZV könnten 
das Problem lösen, sie sind aber gerade am Wochenende von Straßenverkehrsämtern nicht 
zu bekommen. Das Ausleihen solcher Kennzeichen von Kfz-Betrieben ist nicht erlaubt.  
Deshalb bietet ein Blick in die Ausnahmeregelungen des Zulassungsrechts eine echte bisher 
kaum beachtete Alternative: 
 
Die fahrbare Ansitzeinrichtung wird als „Baubude“ gem. § 3 Absatz 2 Ziffer 2 c FZV abge-
nommen. Baubuden sind fahrbare Behelfsunterkünfte, die wegen ihrer relativ seltenen Be-
nutzung im Straßenverkehr zulassungsfrei sein dürfen.  
 
Ihre maximale Zuggeschwindigkeit ist 25 km/h. Dies muss mit entsprechenden Schildern 
hinten und an beiden Seiten gekennzeichnet werden. Nach entsprechender TÜV-Abnahme, 
im Rahmen derer der Prüfingenieur Anhänger mit Einrichtung auf Herz und Nieren unter-
sucht, einschließlich Papiere, Beleuchtung, Stabilität und so weiter, ist beim zuständigen 
Straßenverkehrsamt eine Betriebserlaubnis für die Baubude zu beantragen. Diese befreit 
das Gefährt von den Vorschriften über das Zulassungsverfahren. Es gibt keine Hauptunter-
suchung mehr, die Zulassungsbescheinigung Teil II (Fahrzeugbrief) wird ungültig.  
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Es besteht auch keine Versicherungspflicht (§ 2 Absatz 1 Nummer 6 c PflVersG) und keine 
Steuerpflicht (§ 3 Absatz 1 Satz 1 Kraftfahrzeugsteuergesetz). Haftpflichtversichert ist die 
Baubude über das ziehende Fahrzeug. Sie trägt ein sogenanntes Wiederholungskennzei-
chen. Dies ist dasselbe Nummernschild wie beim ziehenden Kraftfahrzeug, nur ohne Stem-
pel. Die Baubudenlösung ist relativ einfach. 
 
 
 

           
Baubude gem. §§ 3 Abs. 2 Ziff. 2a, a Anm. 1 Fahrzeugzulassungsverordnung (FZV) 
 fahrbare Behelfsunterkunft 
 zulassungsfrei 
 max. Geschwindigkeit 25 km/h 
 haftpflichtversichert über das ziehende Kfz mit Wiederholungskennzeichen 
 von Kfz-Steuer befreit 
 keine Zulassungsbescheinigung Teil II (Kfz-Brief) 

 
 
 

Die einzige Diskussion, die nach wie vor mit TÜV oder Straßenverkehrsamt geführt werden 
könnte, ist der Einwand, dass die mobile Kanzel tatsächlich eben nicht auf Baustellen, son-
dern in Feld und Wald eingesetzt wird. Dies unterliegt natürlich behördlichem Ermessen. Das 
Wort Baustelle kommt in der Ausnahmevorschrift über die Baubude nach § 3 Absatz 2 Ziffer 
2 c FZV jedenfalls nicht vor!2 
  

                                                           
2
 Jäcker, Mobile Kanzeln im Straßenverkehr, Rheinisch-Westfälischer Jäger, Heft 9/2012, Seite 4; Jäcker, Mobile 

Hochsitze im Straßenverkehr, Unsere Jagd, Oktober 2012, Seite 56 ff.; zur Zweckbestimmung für die Zulas-
sungsfreiheit von Baubuden: Braun/Konitzer § 3 FZV Rz. 3 
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Jagdliche Einrichtung  
mit Betriebserlaubnis  
als Baubude gem. § 4 
Abs. 1 Fahrzeugzulas-
sungsverordnung 
 
 
(Fahrbetrieb natürlich  
nie mit „Insassen“) 

 
 

2. Jagd und Ladungssicherung 
 

Täglich ereignen sich Verkehrsunfälle, weil Ladungen mangelhaft oder gar nicht gesichert 
sind.3 
 
Diese Aussage betrifft zwar vornehmlich den gewerblichen Güterverkehr, aber auch Gele-
genheitstransporteure müssen sich bei mittlerweile recht häufigen Kontrollen auf diesem Ge-
biet für mangelnde Ladungssicherung verantworten.  
 
 
Das Argument „Das machen wir schon immer so und es ist noch nie etwas passiert!“ kann 
jedoch die Verantwortlichkeit von Fahrer, Halter und Verlader nicht vermeiden, denn nach  
§ 22 Absatz 1 StVO ist die Ladung so zu verstauen und zu sichern, dass sie selbst bei Voll-
bremsung oder plötzlicher Ausweichbewegung nicht verrutschen, umfallen, hin- und her- 
rollen, herabfallen oder vermeidbaren Lärm erzeugen kann. Dabei sind die anerkannten  
Regeln der Technik zu beachten. Auch Jäger transportieren zur Jagd- und zur Revierbetreu-
ung gelegentlich die unglaublichsten Ladungen und sind aufgrund dieser „Gelegenheits-
transporte“ dem Risiko ausgesetzt, nicht zu wissen, wie diese Ladung eigentlich fachgerecht 
gesichert wird.  
  

                                                           
3
 Lampen, Seite 5  
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Bei Verstößen gegen die Ladungssicherungspflicht drohen Bußgelder und Punkte, je nach-
dem, ob die Verkehrssicherheit beeinträchtigt war oder gar ein Unfall durch die mangelhaft 
gesicherte Ladung verursacht wurde (Nummer 107 ff. Bußgeldkatalogverordnung). 
 

 
 
 
Ein allgemeines Ladungsproblem bei nicht gewerblich genutzten Gespannen ist zunächst die 
Gewichtsbegrenzung im Rahmen der Führerscheinklasse. Bei einem Anhänger bis 750 Kilo-
gramm Gesamtgewicht reicht der Führerschein der Klasse B. Wer einen schwereren Anhä-
nger bevorzugt, muss darauf achten, dass der Zug (Pkw und Anhänger) das zulässige Ge-
samtgewicht von 3,5 Tonnen nicht übersteigt. Überschreitet der Zug dieses zulässige Ge-
samtgewicht, ist ein Führerschein der Klasse BE erforderlich! Auf keinen Fall aber darf die 
Anhängelast mehr betragen als in der Zulassungsbescheinigung Teil I (Fahrzeugschein) des 
Zugfahrzeugs angegeben ist. 
 
Einige jagdspezifische Ladungsbeispiele sollen Jäger für das Thema Ladungssicherung sen-
sibel machen: 
 
 

a) Leitern und Langholz 
 
Geschickte Hochsitzbauer machen alles selbst, müssen aber beachten, dass der Transport 
von Ansitzeinrichtungen nicht die zulässigen Abmessungen von Zugfahrzeug und Anhänger 
überschreitet. Gem. § 22 Absatz 2 Satz 1 StVO dürfen Fahrzeug und Ladung zusammen 
nicht breiter als 2,55 Meter und nicht höher als 4 Meter sein. Gem. § 22 Absatz 3 StVO darf 
die Ladung bis zu einer Höhe von 2,5 Metern nicht nach vorne über das Fahrzeug, bei Zü-
gen über das ziehende Fahrzeug, hinausragen.  
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Im Übrigen darf der Ladungsüberstand nach vorne bis zu 50 Zentimeter über das Fahrzeug, 
bei Zügen bis zu 50 Zentimeter über das ziehende Fahrzeug betragen. 
 

 
 
Nach § 22 Absatz 4 StVO darf die Ladung nach hinten bis zu 1,5 Meter hinausragen, jedoch 
bei Beförderung über eine Wegstrecke bis zu einer Entfernung von 100 Kilometern bis zu 3 
Meter. Ragt das äußerste Ende der Ladung mehr als 1 Meter über die Rückstrahler des 
Fahrzeugs nach hinten hinaus, so ist es kenntlich zu machen durch mindestens 
 

 eine hellrote, nicht unter 30 mal 30 Zentimeter große, durch eine Querstange ausei-
nandergehaltene Fahne,  
 

 ein gleichgroßes, hellrotes, quer zur Fahrtrichtung pendelnd aufgehängtes Schild o-
der 
 

 einen senkrecht angebrachten zylindrischen Körper gleicher Farbe und Höhe mit ei-
nem Durchmesser von mindestens 35 Zentimetern. 

 
Diese Sicherungsmittel dürfen nicht höher als 1,5 Meter über der Fahrbahn angebracht wer-
den. Ein orangefarbener Treibjagdschal oder gar nur ein Hutband sind nicht ausreichend! 
 
 
Gem. § 22 Absatz 5 Satz 2 StVO dürfen einzelne Stangen oder Pfähle, waagerecht liegende 
Platten und andere schlecht erkennbare Gegenstände seitlich nicht herausragen. 
 
Im jagdlichen Zubehör gibt es mittlerweile Leitern, die mittels Scharnieren so zusammenge-
legt werden können, dass sie in jeden handelsüblichen Anhänger passen, ohne überzu-
stehen.  
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Außer den Abmessungsgrenzen müssen alle Ladungsteile vor jeder Fahrt individuell ange-
passt gesichert werden. Gem. § 22 Absatz 1 Satz 2 StVO sind dabei die anerkannten Regeln 
der Technik zu beachten. Der Verein Deutscher Ingenieure (VDI) hat in den VDI-Richtlinien 
2700 ff. Regeln zur Ladungssicherung aufgestellt. Diese Richtlinien werden seit 1975 veröf-
fentlicht und enthalten eine Reihe von allgemeinen und besonderen Ladungssicherungsan-
weisungen. Die VDI-Richtlinien haben keinen gesetzlichen Charakter, gelten aber für Polizei 
und Gerichte als anerkannte Regeln der Technik im Sinne der StVO. Die VDI-Richtlinien sind 
daher von Fahrer, Verlader und Fahrzeughalter zu berücksichtigen.4 
 

 
 Unfall mit unzureichend gesicherten Holzplatten - und Schwerverletzten 
 Foto: Dipl.-Ing. Helmut Reuter, Kfz-Sachverständiger 

 
 
Anerkannte Sicherungsmittel sind beispielsweise Zurrgurte. Diese dürfen allerdings nur so 
lange verwendet werden, bis sie nicht alters- oder abnutzungsbedingt ablegereif (DIN EN 
12195-2) sind.5 Dies ist etwa der Fall, wenn sie über mehr als 10 % ihrer Gesamtbreite ein-
gerissen oder eingeschnitten sind, die Nähte beschädigt sind, das Gurtband durch Wärme-
einfluss oder Reibung verformt ist oder das Kennzeichnungsetikett nicht vorhanden oder 
nicht mehr lesbar ist. Auch bei den Spannelementen (Ratsche) oder Verbindungselementen 
(Haken) führen Anrisse, Brüche, Korrosion oder Verformung zum Verwendungsverbot.6 
 
 

b) Gasflaschen für die Hochsitzheizung 
 
Hochsitzheizungen werden mit Propangas betrieben. Dieses Brennmittel wird in Gasflaschen 
ab fünf Kilogramm verkauft. Wer sich hier intensiv nach den anerkannten Regeln der Technik 
im Sinne des § 22 Absatz 1 Satz 2 StVO erkundigt, um festzustellen, wie Gasflaschen nun 
zu sichern sind, stößt unweigerlich auf die technische Regel Druckgase (TRG) 280.7 Diese 
ist zwar zum 31.12.2012 ausgelaufen, ihre „Empfehlungen“ sind aber noch immer die Krite-
rien für eine fachgerechte Sicherung von Gasflaschen.8 Gem. Ziffer 4.3 TRG 280 sind 
Druckgasbehälter bei der Beförderung auf Fahrzeugen so zu verstauen, dass sie nicht um-
kippen, herabfallen oder ihre Lage verändern können. Nach Ziffer 4.4 ist für eine ausrei-
chende Belüftung zu sorgen.  

                                                           
4
 Lampen, Seite 11 

5
 Europäische Norm zur Ladungssicherung 

6
 Lampen, Seite 110 ff. 

7
 Die Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt (GGVSEB) regelt die Anforderung an Fahr-

zeuge, Personal und Begleitpapiere, enthält aber auch Ausnahmeregelungen für Kleintransporte; BGBl I 2013, 
S. 110  
8
 Schlüter, Ewald 
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(Lüftung auf höchste Stufe stellen - nicht Umluft - oder Fenster öffnen!) Nun handelt es sich 
beim Transport einer Gasflasche ins Revier und wieder nach Hause nicht um einen ge-
werbsmäßigen Gefahrguttransport. Die Mindestanforderung ist hier die ordnungsgemäße 
Sicherung der Flasche gegen Umkippen und gegen Beschädigung des Ventils. 
 
Passend hierzu hat die Industrie natürlich spezielle Gasflaschenhalter im Angebot. In Frage 
kommt aber jede geeignete Maßnahme, wie zum Beispiel das Verstauen zwischen anderen 
Ladungsgegenständen in der Art und Weise, dass nichts verrutschen oder umkippen kann 
(Formschluss). Die Armaturen sowie der Druckminderer sind abzubauen, das Flaschenventil 
ist zu schließen und mit einer Schutzkappe abzudecken, damit im Falle eines Verkehrsun-
falls nichts abreißen und Gas ausströmen kann.  
 
Erlaubt ist nur der Transport, nicht das Lagern im Auto! Über Nacht also muss die Flasche 
aus dem geschlossenen Auto entfernt werden (Ziffer 5 TRG 280). 
 
 

 
   RICHTIG:     FALSCH: 

 Gasflasche hinter dem Vordersitz eingeklemmt  Gasflasche mit Armatur (Druckminderer und 

 (Formschluss) ohne Armatur, Ventil mit Schutz- Heizofen) auf dem Beifahrersitz ohne Ventilsi- 

kappe gesichert!     cherung! 

 
 

c) Batterie für Weidezaungerät 
 
Beim Transport von Batterien für das Weidezaungerät zur Wildschadenabwehr, die bau-
gleich sind mit Autobatterien, ergeben sich drei Gefahren, denen durch ordnungsgemäße 
Ladungssicherung zu begegnen ist: Zum einen kann beim Umkippen der Batterie diese be-
schädigt werden und Batteriesäure (Schwefelsäure) austreten, die zu Verätzungen führen 
kann. Zum anderen kann ein Kurzschluss eintreten, wenn Plus- und Minuspol versehentlich 
miteinander verbunden werden, weil entweder andere leitende Ladungsteile auf die Batterie 
fallen und beide Pole gleichzeitig berühren oder die Batterie so umkippt, dass die Pole 
gleichzeitig mit Metall in Verbindung kommen. Die dritte Gefahr ergibt sich aus dem hohen 
Gewicht der Batterie, die erhebliche Bleibestandteile enthält, welches sie bei einer Kollision 
aufgrund der hohen Masse stark beschleunigen kann.  
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Schon bei einem Aufprall mit 50 km/h setzt sich Ladung mit bis zum 40-fachen des Eigen-
gewichts in Richtung Fahrer in Bewegung.9 Eine 12-Volt-Pkw-Batterie wiegt zwischen  
10 und 30 kg. 
 
Batterien sind deshalb gegen Umkippen und Hin- und Herrutschen zu sichern, die Pole sind 
abzudecken beziehungsweise zu isolieren10 oder die ganze Batterie in eine Plastiktüte zu 
stecken. Bei älteren Modellen werden bei der Ursprungsverpackung gleich Plastikpolkappen 
mitgeliefert, mit denen die Pole beim Transport isoliert sind, bei neueren Modellen sind die 
Pole durch Hartplastiklippen bereits dauerhaft abgedeckt. Diese muss man bei der Inbetrieb-
nahme und der Verbindung mit den entsprechenden Kabeln nur nach oben biegen, keines-
falls aber abreißen, damit sie ihre Schutzfunktion bei weiteren Transporten wieder einneh-
men können.  

 
 

d) Benzin für die Motorsäge 
 
Kanister und Motorsäge sind im Fahrzeug gem. § 22 StVO sicher zu lagern. Gem. § 22 Ab-
satz 1 StVO in Verbindung mit der entsprechenden Verwaltungsvorschrift ist es verboten, 
ungesicherte Kanister zu befördern. Die Industrie hat geeignete Behältnisse für Motorsägen 
und Halterungen für Kanister im Angebot, mit denen diesem Erfordernis Rechnung getragen 
werden kann. Zurrpunkte auf den Ladeflächen von Kombis gewährleisten eine einwandfreie 
rutschsichere Befestigung mit Gurten oder Netzen. 

                                                           
9
 Lampen, Seite 282 

10
 ADR Sondervorschrift 304 
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Grundsätzlich ist Benzin im Kanister Gefahrgut; trotzdem sind die europäischen Vorschriften 
für den Transport gefährlicher Stoffe aufgrund von Ausnahmetatbeständen bei Kleinstmen-
gen nicht einschlägig, gem. dem europäischen Übereinkommen für die internationale Beför-
derung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR).11 Gem. ADR Teil 1 (Anlage A) Ziffer 1.1.3.1 
a (Freistellungen im Zusammenhang mit der Art der Beförderungsdurchführung) gelten die 
Vorschriften des ADR nicht für: „Beförderung gefährlicher Güter, die von Privatpersonen 
durchgeführt werden, sofern diese Güter einzelhandelsgerecht abgepackt sind und für den 
persönlichen oder häuslichen Gebrauch oder für Freizeit und Sport bestimmt sind, vorausge-
setzt, es werden Maßnahmen getroffen, die unter normalen Beförderungsbedingungen ein 
Freiwerden des Inhalts verhindern.  
 
Wenn diese Güter entzündbare flüssige Stoffe sind, die in wiederbefüllbaren Behältern be-
fördert werden, welche durch oder für Privatpersonen befüllt werden, darf die Gesamtmenge 
60 Liter je Behälter und 240 Liter je Beförderungseinheit nicht überschreiten…“ 
 
 

e) Waffen- und Munitionstransport 
 
Maßgebliche Regelung für den Transport einer Waffe ist § 12 Waffengesetz. Nach § 12 Ab-
satz 3 Nummer 2 Waffengesetz bedarf einer Erlaubnis zum Führen von Waffen nicht, wer 
diese nicht schussbereit und nicht zugriffsbereit von einem Ort zum anderen befördert, so-
fern der Transport der Waffe zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder im Zu-
sammenhang damit führt (zum Beispiel Transport zum Schießstand, zur Jagd oder zum In-
standsetzen der Waffe).12 
 
Nach Anlage 1 Abschnitt 2 Waffengesetz ist eine Waffe schussbereit, wenn sie geladen ist, 
das heißt, dass Munition oder Geschosse in der Trommel, im in die Waffe eingeführten Ma-
gazin oder im Patronen- oder Geschosslager sind, auch wenn die Waffe nicht gespannt ist, 
wenn sie unmittelbar in Anschlag gebracht werden kann, das heißt mit weniger als drei 
Handgriffen in unter drei Sekunden.13 Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn die Waffe am 
Körper in einem Halfter/Holster oder in einer beim Militär und Polizei üblichen Tasche, im 
Hosenbund oder in der Jackentasche getragen wird. Dies ist auch der Fall, wenn sie im Pkw 
in unmittelbarer, leicht zugänglicher Reichweite des Fahrers ohne weitere Umhüllung in der 
Türablage oder im geschlossenen, aber nicht verschlossenen Handschuhfach mitgeführt 
wird!14  

 
Eine Waffe ist zugriffsbereit, wenn sie unmittelbar in Anschlag gebracht werden kann; sie ist 
dementsprechend nicht zugriffsbereit, wenn sie in einem verschlossenen Behältnis mitge-
führt wird.15 
 
Der Inhaber einer Waffenbesitzkarte (Sportschütze) darf die Waffe grundsätzlich nur in ent-
ladenem Zustand zur Schießstätte transportieren. Entsprechendes gilt für den Jäger auf dem 
Weg in oder aus dem Revier. Sofern keine Munition mitgeführt wird, reicht es aus, wenn die 
Waffe in einer dem Transport angemessenen Verpackung enthalten ist. Bei Langwaffen ge-
nügt ein Futteral.  
  

                                                           
11

 Vom 03.06.2013 Bundesgesetzblatt BGBL 2013 II Seite 648 („Accord européen relatif au transport internatio-
nal des merchandizes Dangereures par Route“) 
12

 Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 148 
13

 Nopens, Seite 35 
14

 Breder, Polizeiliche Auskunft vom 14.06.2010 
15

 Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 148 



- 13 - 
 

Das ursprünglich im Gesetzentwurf als ausreichend angesehene „geschlossene“ Behältnis 
wurde im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens geändert, denn in einem verschlossenen Be-
hältnis ist eine Waffe stets nicht zugriffsbereit und in einem lediglich geschlossenen Behält-
nis nur dann, wenn sie nicht unmittelbar als mit wenigen schnellen Handgriffen (in drei Se-
kunden) in Anschlag gebracht werden kann (zum Beispiel, weil sie sich während der Fahrt im 
Kofferraum eines Fahrzeugs befindet).16 
 
Damit sind auch Kombis, Geländewagen, Vans und andere Fahrzeuge eingeschlossen, 
denn sie verfügen oftmals über spezielle Gepäcknetz- beziehungsweise Gitterabtrennungen 
oder sonstige Kofferraumabdeckungen, die in der Frage des ordnungsgemäßen Transportes 
nicht anders beurteilt werden können als ein geschlossener Pkw-Kofferraum. 
 
Voraussetzung für die Erfüllung des Begriffs „nicht zugriffsbereit“ ist also, dass man an die 
Waffe nur durch die Überwindung einer Sicherheitseinrichtung gelangen kann. Häufig wer-
den Waffenkoffer und –futterale noch durch Vorhänge- oder Zahlenschlösser gesichert. Dies 
ist gesetzlich nicht ausdrücklich gefordert.17 Das lediglich geschlossene Futteral im Koffer-
raum eines Fahrzeugs macht jedenfalls die darin transportierte Waffe nicht zugriffsbereit. Ein 
Schloss wird aber solange es von der Rechtsprechung  noch nicht gefordert ist, von einigen 
Autoren empfohlen.18 
 
Mitgeführte Munition für die transportierten Waffen ist getrennt von den Waffen zu transpor-
tieren, es sei denn, es wird ein verschlossenes, für den Transport von Waffen und Munition 
besonders gestaltetes Behältnis verwendet. Es ist zulässig, Waffen und Munition in demsel-
ben verschlossenen Behältnis zu transportieren, solange sich die Munition neben oder an 
der vollständig entladenen Waffe und nicht in der Waffe befindet. Es ist nur vorgeschrieben, 
Waffen und Munition getrennt voneinander aufzubewahren. Ein Gebot, sie auch getrennt zu 
transportieren, gibt es nicht! Es ist also nur dann erforderlich, bei Jagdreisen ein zweites Be-
hältnis für Munition mitzuführen, wenn Waffe und Munition am Zielort (getrennt voneinander) 
aufbewahrt werden müssen.19  
 
Der Pkw ist auf Jagdreisen, insbesondere während der Übernachtungen, niemals ein geeig-
neter Aufbewahrungsort. Denn wird er nicht ständig beaufsichtigt. Diese Art der Aufbewah-
rung ist daher auch unzulässig. Stattdessen sollten Waffen in einem stabilen und verschlos-
senen Waffenkoffer untergebracht sein. Der kann - wenn er nicht in einem Schrank einge-
schlossen wird - gegebenenfalls auch mittels eines Kabelschlosses an einem festen Gegen-
stand, beziehungsweise einem Heizkörper, angeschlossen und im verschlossenen Hotel-
zimmer verwahrt werden. Eine zusätzliche Sicherung der Waffe mittels eines Abzugs- oder 
Kammerschlosses kann sinnvoll sein, desgleichen die Entnahme und getrennte Verwahrung 
funktionswichtiger Teile (Verschluss, Vorderschaft und so weiter).20  
 
Bei einem Transport von Waffen und Munition im Fahrzeug, welches etwa zum Essen oder 
zum Tanken kurz verlassen wird, reicht es aus, wenn die Waffen und die Munition im Fahr-
zeug so verschlossen werden, dass keine Rückschlüsse auf die Art des Inhalts erkennbar 
sind.21 Ein einfaches Waffenfutteral auf dem Rücksitz, welches auch für Laien als solches 
erkennbar ist, genügt nicht.22  
  

                                                           
16

 Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 148 
17

 Schulte LW, 50/2010, Seite 39 
18

 Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 149 
19

 Nopens, Seite 35 
20

 Nopens, Seite 52; Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 148 
21

 Breder, 14.06.2010 
22

 Nopens, Seite 33 mit weiteren Nachweisen 
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Nichtberechtigte dürfen weder Waffen noch Munition befördern. Auch Gefälligkeiten, zum 
Beispiel Mitnahme der ordnungsgemäß verpackten Waffe zum Büchsenmacher durch nicht 
jagende Ehepartner oder Tragen der Waffe durch den Jagdhelfer, während der Jäger das 
erlegte Wild abtransportiert, sind unzulässig.23  
 
Bei Transporten von mehr als 50 Kilogramm Munition oder 3 Kilogramm Netto-
Explosivstoffmasse (Pulver) gelten die Vorschriften der Gefahrgutverordnung Straße, Eisen-
bahn und Binnenschifffahrt (GGVSEB).24 Bei solchen Mengen ist die Ladung selbst zu kenn-
zeichnen und in geprüften Verpackungen zu transportieren. Hier empfiehlt es sich, größere 
Mengen von Munition in der Originalumverpackung des Herstellers zu transportieren. Denn 
hierbei kann man davon ausgehen, dass man einen geprüften und zugelassenen Karton hat. 
Außerdem ist der jeweilige Gefahrzettel bereits aufgedruckt.  
 

 
So nicht! 
 
Munitionstransport 
von mehr als 50 kg 
nur mit 
 
• geprüfter Ver- 
  packung 
 
• Sicherung gegen  
  Verrutschen und  
  Beschädigungen 
 
• Feuerlöscher für  
  Brandklasse A, B  
  und C 
 
• es gilt Rauch- 
  verbot 

 

 
Die Ladung ist ebenso wie andere Transportgüter gegen Verrutschen und gegen Beschädi-
gungen durch den Transport zu sichern. Ein Feuerlöscher mit einem Fassungsvermögen von 
2 Kilogramm Pulver beziehungsweise einer vergleichbaren Menge eines anderen geeigneten 
Löschmittels ist im Auto mitzuführen. Dieser muss für die Brandklassen A, B und C geeignet 
sein. Beim Be- und Entladen gilt Rauchverbot, der Motor ist abzustellen und die Handbremse 
anzuziehen.25 
 
 

f) Transport von erlegtem Wild 
 
Gleich mehrere Anbieter inserieren in der Jagdpresse Hecktragesysteme, die zum Transport 
von Wildkörpern auf Anhängerkupplungen aufgesetzt werden. Voraussetzung ist, dass die 
am Fahrzeug montierte Anhängerkupplung auch freigegeben ist für die Verwendung von 
Hecktragesystemen. Dies ist bei den meisten Anhängerkupplungen der Fall. Die zulässige 
Stützlast der meisten Anhängerkupplungen (siehe Fabrikschild auf der Anhängerkupplung) 
beträgt mindestens 70 Kilogramm.  

                                                           
23

 Nopens, Seite 35 
24

 Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt – GGVSEB, BGBl. I 2013, S. 110 
25

 Forum Waffenrecht e. V., Landvogtei 1 bis 3, 79312 Emmendingen, Munitionstransport für Jäger und Sport-
schützen, www.fwr.de/waffenrecht/die-rechts-ecke/rechtslage 
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Die Stützlast begrenzt somit auch das Gewicht des Hecktragesystems mit Beute! (Beispiel: 
Stützlast AHK 70 kg, Gewicht Heckträger 11 kg, Sau max. 59 kg.) 
 
Die für den Wildtransport angebotenen Lastkörbe können ohne oder spätestens mit entspre-
chender Beladung durch einen Wildkörper die Fahrzeugrückleuchten oder das Kfz-
Kennzeichen teilweise oder vollständig verdecken. In diesem Fall muss die Fahrzeugbe-
leuchtung und/oder das Kfz-Kennzeichen hinten am Lastkorb wiederholt/zusätzlich angebaut 
werden. Der Wildkörper ist dann wieder entsprechend § 22 Absatz 1 StVO auf dem Heckträ-
ger ordnungsgemäß zu sichern. Die Last darf nicht weiter als 40 Zentimeter über den äuße-
ren Rand der Lichtaustrittsgrenze der Begrenzungs- oder Schlussleuchten herausragen. 
  

 

 

 

 

- Heckträgersystem – 

 

Werden Kennzeichen 

und/oder Rückleuchten 

verdeckt (etwa durch er-

legtes Wild), müssen sie 

am Träger wiederholt 

werden! 

 

Die Stützlast der Anhän-

gerkupplung entspricht 

dem Gesamtgewicht von 

Lastkorb mit Beute! 

 

 

 

 
 
 
 
 
 

 
Einzelheiten zur Verwendung von Hecktragesystemen an Pkw und Wohnmobilen regelt ein 
entsprechendes Merkblatt (BMV/StV 13/36.24.02-30 vom 16.07.1993, VKBl Seite 576)26 in 
Verbindung mit den Anforderungen gem. Richtlinie 74/483/EWG über vorstehende Außen-
kanten bei Kraftfahrzeugen vom 17.09.1974 in der jeweils aktuellen Fassung.  
 
Bei der Anschaffung eines entsprechenden Systems für den eigenen Pkw sollte vom Anbie-
ter ein entsprechender Prüfbericht vorgelegt werden können. 
  

                                                           
26

 VKBl: Zweimal monatlich erscheinendes  Verkehrsblatt des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung. 
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g) Transport von tierischen Jagdbegleitern 
 
Auch wenn der Tierschutz in Artikel 20 a GG in Deutschland Verfassungsrang hat, so gilt 
beim Transport von Tieren das Tier im Fahrzeug als Ladung. Auch hier ist § 22 Abs. 1, S. 1 
StVO der Maßstab. Tiere und deren Ladeeinrichtungen (Transportboxen) sind demnach so 
zu verstauen und zu sichern, dass sie selbst bei Vollbremsung oder plötzlichen Ausweich-
bewegungen nicht verrutschen, umfallen und hin- und herrollen. Die Tierschutztransportver-
ordnung27 regelt grundsätzlich den Transport von allen Tieren. Nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
gilt die Verordnung aber nicht für Tiere, die im Reiseverkehr zu nicht gewerblichen Zwecken 
mitgeführt werden. Es bleibt also bei der Mitnahme von Jagdhund, Beizvogel oder Frettchen 
bei den allgemeinen Grundsätzen der Ladungssicherung nach § 22 Absatz 1 Satz 1 StVO 
und den Regeln des Tierschutzgesetzes. Millionen von Kraftfahrzeugführern transportieren 
ihre Tiere im Pkw meist ungesichert auf dem Rücksitz, dem Vordersitz oder sogar auf der 
Hutablage.28 Hierbei können lebensgefährliche Folgen eintreten. Bei einer Vollbremsung 
fliegt das Tier nach vorne; verlässt der Tierkörper das Fahrzeug durch die zerberstende 
Windschutzscheibe, kann er zum tödlichen Geschoss auch für andere Verkehrsteilnehmer 
werden. Deshalb gehören Tiere grundsätzlich auf den Rücksitz, in spezielle Boxen; diese 
sind mit Gurten, Netzen oder Gittern angemessen zu sichern. Sind Tiere in entsprechenden 
Boxen und Behältnissen untergebracht, dann sind diese Behältnisse nämlich wieder Ladung, 
die selbstverständlich gegen Rutschen, Umfallen und Umherfliegen zu sichern ist.29 Es gibt 
keine normgerechten Anforderungen an solche Behältnisse. Eigenbauten sind zulässig. 
 
 

 
                                               Hund als Ladung - völlig ungesichert! 

 

  

                                                           
27

 Verordnung zum Schutz von Tieren beim Transport und zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 
des Rates (Tierschutztransportverordnung, BGBl. I 2013, S. 4145 
28

 Kessler-Kangel, Tierklinik Gaggenau 02/14, www.tierklinik-gaggenau.de 
29

 Kessler-Kangel, a.a.O. 
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3. Beförderung von Jagdgesellschaften 

 
Der Transport von Jägern und Treibern auf landwirtschaftlichen Anhängern hat in Deutsch-
land eine lange Tradition. Straßenverkehrsrechtlich allerdings bewegt sich diese Tradition in 
einer Grauzone. Eine Personenbeförderung auf Anhängern konnte bis vor einigen Jahren 
gem. § 21 StVO zu land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken durchgeführt werden. Mit viel 
Wohlwollen hatte man die Jagd stillschweigend hineingelesen.  
 
Im Rahmen der letzten Novellierung der Fahrerlaubnis-Verordnung am 19.01.2013 ist offiziell 
das Befördern von Personen gem. § 6 Absatz 5 Fahrerlaubnis-Verordnung unter land- oder 
forstwirtschaftlichen Zwecken zulässig. Dort heißt es wörtlich: „Unter land- oder forstwirt-
schaftliche Zwecke im Rahmen der Fahrerlaubnisse der Klassen T und L  fallen ... der Be-
trieb von Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Weinbau, Gartenbau, Obstzucht, Gemüsebau, 
Baumschulen, Tierzucht, Tierhaltung, Fischzucht, Teichwirtschaft, Fischerei, Imkerei, Jagd 
sowie den Zielen des Natur- und Umweltschutzes dienenden Landschaftspflege“. Für diese 
umfassende Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung hatte sich unter anderem der Deut-
sche Jagdverband (DJV) eingesetzt.30 
 
Weil im Führerschein Klasse B automatisch die Klasse L enthalten ist, darf der Inhaber eines 
Autoführerscheins (Pkw bis 3,5 Tonnen) einen Schlepper bis 40 km/h fahren. In Verbindung 
mit einem Anhänger ist die Geschwindigkeit auf 25 km/h beschränkt. Dafür darf das zulässi-
ge Gesamtgewicht des Gespanns immerhin 40 Tonnen betragen.31 
 
Auch wenn das Thema Transport von Jagdgesellschaften somit durch die Fahrerlaubnis-
Verordnung scheinbar gelöst ist, darf nicht vergessen werden, dass die verwendeten Ge-
spanne/Anhänger gewisse sicherheitsrelevante Vorkehrungen aufweisen müssen. Es müs-
sen geeignete, absturzsichere Sitzplätze vorhanden sein. Dies darf die Ladefläche sein!  
 
Das Stehen während der Fahrt ist verboten. Es muss ein sicherer und bequemer Auf- und 
Einstieg gewährleistet sein (§ 21 StVO in Verbindung mit Merkblatt über die Ausrüstung und 
den Betrieb von Fahrzeugen und Fahrzeugkombinationen für den Einsatz bei Brauch-
tumsveranstaltungen, Verkehrs-Blatt, VKBl 2000, Seite 680 ff.). 
 

Darüber hinaus muss der Fahrer der Zugmaschine das 18. Lebensjahr vollendet haben und 

sollte revierkundig sein. Auch wenn die Jagdgesellschaft größer ist als acht Personen, benö-

tigt der Fahrer keine Erlaubnis zur Fahrgastbeförderung.32 

 

                                                           
30

 Niedersächsischer Jäger 20/2013, Seite 33 
31

 Der alte Führerschein Klasse 3 beinhaltet seit dem 19.01.2013 die neuen Klassen AM, B, BE, C1, CE1 und L. 
32

 Niedersächsischer Jäger 20/2013, Seite 33 
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 Transport einer Jagdgesellschaft mit landwirtschaftlichem Gespann  

gem. § 21 Abs. 2 S. 3 StVO 
• Treppe, bei mehr als vier Stufen mit Handlauf 

(VSG 3.1 § 29 (12) i. V. m. VSG 2.1 § 7 (1,2) ) 
• Absturzsichere Sitzgelegenheiten, Bordwandhöhe mind. 1m  
(VSG 3.1 § 29 (7) i. V. m. VSG 2.1 § 11) 

• Waffe entladen! (VSG 4.4 § 3 (3) 
• Fahrer darf erst losfahren, wenn alle sitzen! 
(VSG 3.1 § 29 (2) ) 

 
 
Wichtig ist die Überprüfung des Haftpflichtversicherungsschutzes durch die Police des ver-
wendeten Gespanns. Ein solcher Personentransport ist nämlich nicht in jeder Police automa-
tisch mitversichert! Während die eine Gesellschaft einen Zuschlag fordert, besteht die ande-
re bei unveränderten Konditionen aber darauf, dass ihr wenigstens Ort und Datum der Jagd 
zuvor angezeigt werden. Hier ist es dringend erforderlich, sich beim Kfz-
Haftpflichtversicherer umfassend zu informieren – auch wenn bisher noch nie etwas passiert 
ist! Zwar wird man unter Jagdfreunden im Schadensfall nicht mit Ersatzansprüchen aufei-
nander losgehen, die Krankenversicherer sind durch stillschweigende freundschaftliche Haf-
tungsverzichte nicht gebunden und können jederzeit eine Erstattung von Heilungskosten 
verlangen! 
 
 

4. Wildunfälle 
 
Seit 1975 ist die Zahl der Wildunfälle um das Fünffache gestiegen. Im selben Zeitraum hat 
die Verkehrsdichte um das Vierfache zugenommen. Die DJV-Statistik für das Jagdjahr 
2012/13: 162.300 Rehe, 34.700 Wildschweine, 4.400 Stück Damwild und 3.000 Stück Rot-
wild starben im Straßenverkehr. Die Dunkelziffer ist hoch.33  
 
Nicht in allen Bundesländern gibt es eine gesetzliche Meldepflicht für Wildunfälle. 
 
 
 

                                                           
33

 DJV-Handbuch Jagd 2014, Seite 50 
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Meldepflicht bei Wildunfällen 
 

 
 
Präventive Maßnahmen ergeben sich einerseits aus dem Straßenverlauf, andererseits aus 
den räumlichen Aktivitäten von Wildtieren. Nur in wenigen Fällen wird sich ein Biotop so ge-
stalten lassen, dass man zumindest den häufigen Wechsel zwischen Einstand und Äsungs-
fläche über eine Straße vermeiden kann. Solche Gestaltungsmöglichkeiten sind natürlich nur 
begrenzt. Mit Wildschutzzäunen aus entsprechendem Drahtgeflecht oder aber Duftzäunen 
und Wildbrücken wird häufig an Autobahnen gearbeitet, weil gerade dort aufgrund der hohen 
Fahrzeuggeschwindigkeiten Unfälle auch mit Personenschäden unvermeidbar wären.  
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85 % aller Wildunfälle mit Personenschäden ereignen sich deshalb auch auf Landstraßen.34 
Wildwarnreflektoren sind in der blauen Halbkreisversion offenbar am effektivsten. Wildtiere 
können nämlich nur grüne und blaue Farbtöne sehen. Eine Gewöhnung an das „Blaulicht“ 
von Halbkreisreflektoren tritt nach bisherigen Erkenntnissen nicht ein.35 Die Anbringung ist 
mit dem jeweiligen Straßenbaulastträger abzustimmen; die Formen der aktuell im Handel 
befindlichen Reflektoren insbesondere an Fahrbahnbegrenzungspfosten behindert die Reini-
gung dieser Pfosten nicht. Die Wirkungsweise dieser Reflektoren ist stark eingeschränkt, 
wenn sie nicht lückenlos installiert worden sind oder zwischendurch einer fehlt, weil er mög-
licherweise beim Auswechseln eines Fahrbahnbegrenzungspfostens nicht wieder installiert 
wurde. Da die Wirkungsweise bestimmt wird durch Lichtblitze, die bei der Reflektion des 
Scheinwerferlichts des herannahenden Fahrzeuges entstehen, ist es wichtig, dass mehrere 
Meter vom Fahrbahnrand keine hohe Vegetation entsteht, die solche Blitze verhindert. 

 
 
 
 
 
Effektiv – blaue Halbkreisreflektoren 

 
• Wildtiere können blaue Farbtöne sehen, Gewöhnung tritt nicht ein 
 
• Abstimmung mit Straßenbaulastträger erforderlich  
 
• lückenlose Installation 
 
• ausreichend Abstand zur Vegetation 
 
 
 
 

 
Die Möglichkeiten der Wildtiere, Unfälle zu vermeiden, sind naturgemäß wesentlich geringer 
als die der Autofahrer, aber auch die haben in Anbetracht der kurzen Zeitspanne vom ersten 
Sichtkontakt bis zum Queren der Fahrbahn durch das Stück Wild häufig kaum eine Chance, 
die Geschwindigkeit so zu reduzieren, dass eine Kollision vermieden werden kann. Häufig 
führen solche Situationen zum Zusammenstoß von Kfz nicht nur mit einem Wildkörper, son-
dern auch mit Bäumen oder gar anderen/entgegenkommenden Verkehrsteilnehmern. Das 
Zeichen 142 (Wildwechsel) gilt in der Fachwelt als nahezu wirkungslos.36 Die überwiegende 
Mehrheit aller Verkehrsteilnehmer sieht nämlich niemals Wild im Bereich des Warnschildes. 
Die Gefahr bleibt also in den Köpfen der Autofahrer völlig abstrakt. Es dürfte daher das Zei-
chen 142 nur als die formale Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht des Baulastträgers 
sein.  
 
In einigen Bundesländern betreiben daher die Verkehrswachten in Zusammenarbeit mit 
Straßenbaulastträgern und Jägerschaft die unterschiedlichsten frei gestalteten Plakataktio-
nen, mit denen auf Wildwechsel hingewiesen wird. Aus Niedersachsen ist die Dreibeinaktion 
bekannt. An jeder Stelle, an der sich ein Wildunfall ereignet hat, wird ein orangefarbenes 
Dreibein aus Latten aufgestellt. So wird hier das aktuelle Unfallgeschehen auf der Straße 
abgebildet. Die Autofahrer sollen dadurch motiviert werden, ihre Geschwindigkeit zu dros-
seln.37    
 

                                                           
34

 ADAC-Fachinformation Wildunfallprävention, Stand Januar 2013, www.adac.de/verkehrs-experten 
35

 www.jaegerschaft-zeven.de/html/dreibeinaktion.html, 23.06.2014 mit Verw. auf Pirsch Nr. 2/04 Seite 4 - 10 
36

 ADAC-Fachinformation Wildunfallprävention, www.adac.de/verkehrs-experten 
37

 www.landesverkehrswacht.de/aktionen/gemeinsam-gegen-wildunfaelle.html (Landesverkehrswacht Nieder-
sachsen e. V., 23.06.2014   

http://www.jaegerschaft-zeven.de/html/dreibeinaktion.html
http://www.landesverkehrswacht.de/aktionen/gemeinsam-gegen-wildunfaelle.html
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Neben den „normalen“ Wildunfällen, die sich ereignen, weil Wild über die Fahrbahn wech-
selt, können sich natürlich auch Unfälle ereignen, weil Wild und/oder Hunde infolge einer 
Bewegungsjagd auf die Straße laufen. 
 
 

a) Teilkaskoschaden 
 
Die Teilkaskoversicherung zahlt Schäden an Kraftfahrzeugen, welche mit Haarwild im Sinne 
von § 2 Absatz 1 Nummer 1 BJG kollidiert sind oder beim Ausweichen vor größerem Haar-
wild beschädigt wurden (§ 12 Absatz 1 Abschnitt I Nummer 1 d AKB, § 2 Absatz 1 Nummer 1 
BJG, §§ 61 Absatz 1, 63 Absatz 1 VVG). Ausweichschäden bei Krafträdern werden auch bei 
kleinerem Haarwild ersetzt. Gem. § 7 AKB hat der Fahrzeughalter den Schaden binnen einer 
Woche bei seiner Versicherung zu melden. Bei größeren Schäden ist die Polizei zu verstän-
digen. Er muss der Versicherung den Unfall mit Haarwild oder den Ausweichschaden mit 
Haarwild beweisen. Eine schriftliche Bestätigung der Polizei oder des Jagdausübungsbe-
rechtigten ist formlos ausreichend. Manche Versicherungen vertrauen ihren Kunden auch 
ohne entsprechende Bescheinigung. Eine Selbstbeteiligung wird auf den Schadenbetrag 
angerechnet. Wildunfälle verursachen keine Prämiensteigerung beim Versicherungsnehmer.  
 
In einigen Gegenden Deutschlands hat sich der Brauch durchgesetzt, am Unfallort den ge-
schädigten Autofahrern eine „Gebühr“ für das Bergen des verunfallten Wildes abzunehmen. 
Hierfür gibt es keine Rechtsgrundlage. Im Rahmen der Abschaffung der Jagdsteuer in eini-
gen Bundesländern38 verzichteten die betroffenen Kreise und kreisfreien Städte auf die 
Steuereinnahmen und vereinbarten mit den Jägern dabei folgende Gegenleistungen: Natur-
schutzmaßnahmen und Umweltbildung sowie das Bergen von verunfalltem Wild. Mit dieser 
Regelung wurde noch einmal bekräftigt, dass es für eine entsprechende Gebühr weder jetzt 
noch früher eine Grundlage gegeben hat. Eine Aufwandspauschale für das Ausfüllen der 
Teilkaskobescheinigung oder das Abfassen einer entsprechenden Bescheinigung und Ver-
sand an den jeweiligen Teilkaskoversicherer wird von einigen Kaskoversicherern anstands-
los bezahlt. Aber auch dies ist freiwillig und bei einigen Versicherern gängige Praxis, bei an-
deren nicht. Auf keinen Fall sollten entsprechende Wildunfallbescheinigungen ausgestellt 
werden, ohne dass sich der Jagdausübungsberechtigte selbst davon überzeugt hat, dass es 
diesen Wildunfall auch wirklich gegeben hat. Andernfalls gerät er in den Verdacht, bei einem 
Versicherungsbetrug Beihilfe geleistet zu haben, §§ 263 Absatz 1, 27 StGB. 
 
Im Hinblick auf den Wildkörper hat der Jagdausübungsberechtigte ein Aneignungsrecht. Eine 
Pflicht zur Beseitigung des Wildkörpers besteht nur bei entsprechender Vereinbarung mit der 
Jägerschaft und den zuständigen Behörden in Verbindung mit etwa dem Verzicht auf die 
Jagdsteuer. Originär handelt es sich nämlich um eine Maßnahme zur Gefahrenabwehr, die 
der Polizei beziehungsweise dem Straßenbaulastträger zuzurechnen ist.39 

                                                           
38

 Nordrhein-Westfalen 2009 
39

 Zum Beispiel § 5 Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen 
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                                      Kennzeichnung der Unfallstelle durch die Polizei  
                                     erleichtert die Nachsuche von angefahrenem Wild 

 
Der Jagdausübungsberechtigte muss entscheiden, ob das verunfallte Wildbret noch für den 
menschlichen Verzehr geeignet ist. Ist es bereits verendet, so ist es als Fallwild zu behan-
deln und somit untauglich und muss unschädlich beseitigt werden. Gem. § 22 Absatz 1 Ziffer 
2 Tier-LMHV40 ist es verboten, Fleisch von Groß- oder Kleinwild, das nicht durch Erlegen 
getötet worden ist, in den Verkehr zu bringen. Dies gilt auch für den Eigenbedarf.41 Lebt das 
Tier noch, wenn der Jagdausübungsberechtigte zum Unfallort kommt, beziehungsweise ist 
es im Verenden, kann nach dem Fangschuss oder Abfangen eine Verwertung erfolgen. Hier 
muss jedoch eine amtliche Fleischuntersuchung stattfinden, weil nicht beurteilt werden kann, 
ob auch keine gesundheitlich bedenklichen Merkmale vorliegen. Trägt Unfallwild nämlich 
bedenkliche Merkmale im Sinne von § 1 Absatz 1 Satz 3 Fleischhygienegesetz, ist immer 
eine Untersuchung erforderlich und weil der Fangschuss im Straßenverkehr nach einem Un-
fall kein üblicher normaler Erlegevorgang ist, konnte das Stück vor dem Schuss nicht ange-
sprochen und sein Verhalten beobachtet werden. Gem. § 4 Tier-LMHV ist daher die amtliche 
Fleischuntersuchung nötig. Ein Verstoß stellt eine Straftat dar gem. § 23 Absatz 1 Ziffer 2 
Tier-LMHV in Verbindung mit § 58 Absatz 1 LFGB.42 Dies wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder Geldstrafe geahndet. Bei Schwarzwild ist selbstverständlich zusätzlich in jedem 
Falle die Trichinenbeprobung unverzichtbar (§ 1 Absatz 2 Fleischhygienegesetz). 
 

 

b) Wild im Straßenverkehr durch Bewegungsjagden  

 

Werden Bewegungsjagden in der Nähe von Straßen und Autobahnen durchgeführt, kommt 
es nicht selten vor, dass Wild oder auch Hunde in den Straßenverkehr geraten mit teilweise 
erheblichen Unfallfolgen.  
  

                                                           
40

 Verordnung über Anforderungen an die Hygiene beim Herstellen, Behandeln und Inverkehrbringen von be-
stimmten Lebensmitteln tierischen Ursprungs (Tierische Lebensmittel-Hygiene-Verordnung – Tier-LMHV), BGBl. 
I 2011, S. 2233 
41

 Tausch, Strafrechtliche Risiken auf der Jagd, DJRT Tagungsband 19/20, Seite 318 (334) 
42

 Lebensmittel-, Bedarfgegenstände- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB), BGBl. I 2013, S. 3154 
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     Luftaufnahme der Örtlichkeit A2: 
     Maisfläche mit Schäden durch Schwarzwild, Triebrichtung von der Autobahn weg,  
     Unfallstelle stark abseits/versetzt vom Jagdgeschehen auf der gegenüberliegenden  
    Seite der BAB 2 mit Brücke dazwischen 
 
 

Dies könnte als gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr gem. § 315 b Absatz 1 Ziffer 3 
StGB strafbar sein, was immerhin Geldstrafe oder Freiheitsstrafe nach sich ziehen kann. 
Tatbestandsvoraussetzung ist ein verkehrsfremder Eingriff von Außen. 43 Es wird zumindest 
bedingter Vorsatz hinsichtlich der Tathandlung und der damit bewirkten abstrakten Ver-
kehrsgefährdung vorausgesetzt, zudem (mindestens bedingter) Gefährdungsvorsatz hin-
sichtlich der konkreten Rechtsgutgefährdung.44  
 
Ob eine Bewegungsjagd einen gefährlichen Eingriff in den Straßenverkehr darstellen kann, 
wenn Wild und/oder Hunde in den Straßenverkehr laufen, wird maßgeblich vom Einzelfall 
abhängen und von der Frage, ob der Jagdausübungsberechtigte/Jagdleiter mit einem sol-
chen Verlauf der Jagd rechnen musste. Hierbei wird es auf die konkrete örtliche Situation 
ankommen, den konkreten Ablauf der Jagd, etwaige Schutzmaßnahmen, Triebrichtung, die 
Entfernung von der Straße45, Erfahrungen aus den vergangenen Jahren in ähnlichen Situati-
onen und vieles andere mehr.46 
 
Hierzu ein Beispiel: Im Rahmen einer Maisjagd bei Porta Westfalica wurde ein Maisschlag 
von sehr eng gestellten unbewaffneten Treibern durchgedrückt. Diese stellten sich an einem 
Wirtschaftsweg in wenigen Metern Entfernung parallel zur Autobahn A 2 Dortmund-
Hannover auf und drückten den Maisschlag im rechten Winkel von dort weg durch. Die 
Schützen waren in teilweise mehreren 100 Metern Entfernung auf fachgerechten Ansitzbö-
cken an Fernwechseln abgestellt. Der Maisschlag wurde insgesamt zweimal durchgedrückt, 
beide Male von der Autobahn her beginnend. Es kam Schwarzwild ordnungsgemäß zur 
Strecke.  

                                                           
43

 Fischer, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, § 315 b Randziffer 9 
44

 Fischer, § 315 b, Randziffer 20 
45

 Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 549: Eine Entfernung von 200m bis 500m zwischen Jagdgebiet und 
Straße wird noch  als unmittelbare Nähe angesehen. 
46

 Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 551 
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Beim Abblasen und Sammeln auf der anderen Seite einer in unmittelbarer Nähe befindlichen 
Autobahnbrücke erkannte die Jagdgesellschaft, dass sich auf der gegenüberliegenden Fahr-
bahn ein Unfall ereignet hatte mit einer Rotte Schwarzwild und mehreren Pkws. Es entstand 
Sachschaden.  
Das eingeleitete Ermittlungsverfahren gegen den Jagdausübungsberechtigten und Jagdleiter 
wurde zunächst mit einem staatsanwaltschaftlichen Angebot nach § 153 a StPO (€ 2.500,-), 
sodann nach § 170 II StPO (außergerichtlich) eingestellt. Hierfür maßgeblich war die Einlas-
sung, dass das am Unfall beteiligte Schwarzwild ganz offensichtlich nicht im Maisschlag ge-
steckt hatte, sondern im Gebüsch der Autobahnböschung, quasi im Rücken der sich formie-
renden Treiberkette. Die Rotte hatte dann an der Autobahnböschung die Flucht ergriffen, war 
etwa 200 Meter die Böschung entlanggezogen und hatte sich dann entschlossen, die Auto-
bahn zu überqueren, wo es dann auf der gegenüberliegenden vierten Fahrspur zur Kollision 
kam. Hiermit musste der Jagdausübungsberechtigte/Jagdleiter nicht rechnen. Weniger Glück 
hatten Jäger und Verkehrsteilnehmer bei einer Maisjagd auf Sauen an der A 44 in Diemel-
stadt. Hier kam es infolge der Jagd zu einer Flucht von 15 bis 20 Sauen auf die Autobahn, 
wo es zur Kollision mit einem Bus und einem Pkw kam, der sich sogar überschlug. Es gab 
verletzte Personen.  
 
Die Verurteilung des Jagdleiters erfolgte wegen fahrlässiger Körperverletzung und unerlaub-
ten Entfernens vom Unfallort zu 30 Tagessätzen mit folgender (auszugsweisen) Begrün-
dung:  
 
„Ursache hierfür waren die Wildschweine, die von der vom Angeklagten als Jagdausübungs-
berechtigten durchgeführten Jagd aufgescheucht wurden und auf die Autobahn gerannt wa-
ren. Er und der Angeklagte, der die Jagdgäste in seinem Auftrag eingewiesen und aufgestellt 
hat, der also der Jagdleiter war, waren für den Ablauf der Jagd und damit für die Gefahren, 
die von der Jagd für unbeteiligte Dritte ausgingen, verantwortlich. Sie hätten, da die Jagd die 
Autobahn berührte, auch wenn sie nicht unmittelbar angrenzend an die Autobahn ausgeführt 
wurde, Sicherungsmaßnahmen ergreifen müssen und zwar durch eine dichte Postenkette 
und Jagdlappen soweit möglich, sicherstellen müssen, dass kein aufgescheuchtes Wild auf 
die Autobahn läuft, wie aber geschehen und entlang der Autobahn in angemessenem Ab-
stand vor und hinter dem Maisfeld Hinweisschilder aufstellen müssen, um die Autofahrer auf 
der Autobahn auf die durch die Jagd den normalen Umständen gegenüber erhöhte Gefahr 
des Wildwechsels aufmerksam zu machen.  
 
Hätten sie diese Maßnahmen ergriffen, hätten sie die Verletzung der Zeugen … mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit verhindert, denn der Zeuge wäre dann langsamer 
und vorsichtiger und mit größerem Abstand zum vorausfahrenden Bus gefahren.  
 
Er hätte Wildschweine, falls überhaupt welche durch die dichte Personenkette und die Jagd-
lappen hindurchgekommen wären, auf der Autobahn eher sehen können oder selbst im Falle 
einer Kollision aufgrund der dann geringeren Geschwindigkeit ein Überschlagen seines Au-
tos mit den Körperverletzungen verhindern können. Beim Verwenden von Jagdlappen sowie 
Aufstellen der Schilder und dichten Postenkette wäre der konkrete Erfolg also nicht oder al-
lenfalls in wesentlich geringerem Umfang eingetreten.  
 
Die Angeklagten haben als Verantwortliche der Jagd durch die Durchführung der Jagd die 
Gefahr von Verkehrsunfällen auf der in nächster Nähe verlaufenden Autobahn gegenüber 
normalen Umständen erhöht. Normalerweise wären die Wildschweine, so die Einlassung des 
Angeklagten, einem Wechsel in der Hecke entlang der Autobahn auf der Nordseite Richtung 
Westen gefolgt, ohne die Autobahn zu überqueren. Aufgeschreckt durch die Drückjagd und 
den von einem Jäger abgegebenen Schuss war die Rotte kopflos und ist in wilder Flucht auf 
die Autobahn gerannt, um sie zu überqueren und sich vor den Jägern in Sicherheit zu brin-
gen. Das Gericht geht nicht davon aus, dass die Angeklagten die Verletzung von Verkehrs-
teilnehmern auf der Autobahn billigend in Kauf genommen haben nach dem Motto „Na wenn 
schon!“.  
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Die Angeklagten haben also zwar nicht bedingt vorsätzlich, aber doch bewusst fahrlässig 
gehandelt. Der Angeklagte, der Zeuge und die anderen an der Südseite des Feldes aufge-
stellten Jäger hatten die Autobahn in unmittelbarer Nähe direkt im Blick. Sie konnten durch 
die Lücke im Buschwerk den Verkehr auf der Autobahn fließen sehen, wie sich auch aus den 
Lichtbildern, die Gegenstand der Verhandlung waren, ergibt.  
Auch der Angeklagte kannte die örtlichen Gegebenheiten, denn andernfalls hätte er nicht mit 
der Jagdleitung betraut werden können.  
 
Den Angeklagten und ihren Jagdgästen musste sich geradezu aufdrängen, dass die Mög-
lichkeit, dass aufgeschreckte Wildschweine aus dem Mais auf die Autobahn geraten, auf der 
Hand liegt… Wildschweine fressen gern Mais. Wildschweine verbringen den Tag in De-
ckung. Die Felder in der Nähe waren abgeerntet. Die nächste Deckung war die Hecke an der 
Autobahn mit dem den Schweinen bekannten Wechsel. Erst in einer Entfernung von ca. 500 
Meter im Nordwesten war ein weiteres Maisfeld. 
 
Da lag es nahe, dass eventuell aufgescheuchte Wildschweine nach Süden zum ihnen be-
kannten Wechsel im Buschwerk an der Autobahn stürmen würden, dass sie darüber hinaus-
geraten könnten und dass es zu Unfällen mit Körperverletzungen kommen würde. Geboten 
gewesen wäre es hier, an der Süd-, West- und Ostseite des Feldes eine dichte Postenkette 
aufzustellen, Jagdlappen zu verwenden und den Verkehr zu warnen.  
 
Dies haben die Angeklagten, die als Jäger nahe der Autobahn an das Risiko schon gewöhnt 
waren, nach dem Motto „Es wird schon gutgehen!“, nicht getan und damit bewusst fahrlässig 
unterlassen…  
 
Von einer Treib- oder Drückjagd gehen mehr Gefahren aus als von einer Einzeljagd. Eine 
Treib- oder Drückjagd, überhaupt eine Gesellschaftsjagd, stellt in Straßennähe in der Regel 
eine Gefahrenerhöhung dar, so dass der Jagdausübungsberechtigte und der Jagdleiter zu 
besonderen Sicherheitsmaßnahmen, etwa dem Aufstellen von Warnschildern und Warnpos-
ten verpflichtet sind (Vgl. Pückler, Seite 180). In jedem Treiben muss mit ausbrechendem, 
hochflüchtigem Wild gerechnet werden, das dann blindlings in den Straßenverkehr hinein-
läuft und schwere Unfälle verursachen kann. Der Straßenverkehr kann über das Maß „nor-
male“ Erwartung durch bei der Jagd aufgescheuchtes Wild beeinträchtigt werden.  
 
Daher sind der Jagdausübungsberechtigte und die an der Jagdleitung Beteiligten verpflich-
tet, Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen, um solchen Gefahren vorzubeugen. Hier wurde 
zwar von der Autobahn weggetrieben, dies reichte aber nicht aus. Dass aufgescheuchtes 
Wild auf die Autobahn laufen würde, musste sich für die an der Südseite postierten Jäger, 
darunter der Angeklagte, geradezu aufdrängen, zumal gerade in Höhe des Feldes eine Lü-
cke in der Autobahnhecke ist.  
 
Die Angeklagten wussten als Jäger, dass die Autobahn in Nordrhein-Westfalen zu den be-
friedeten Gebieten gehört, § 4 LJG NRW. Das bedeutet, dass hier jegliche Jagdausübung 
ruht, um Störungen zu vermeiden, § 6 BJG. Das bedeutet aber auch, dass die Verkehrsteil-
nehmer auf einer Autobahn darauf vertrauen dürfen, hier von außen ungestört fahren zu 
können, dass sie nicht mit durch eine Jagd aufgescheuchtem Wild rechnen müssen und 
dass dementsprechend die bei der Jagd für die Einhaltung der Schutzpflichten Verpflichteten 
in der Nähe einer Autobahn im Vergleich mit anderen Straßen besondere Maßnahmen er-
greifen müssen, um Gefahren vom Verkehr auf der Autobahn abzuhalten. Eine Postenkette 
allein reicht dazu nicht aus. Im vorliegenden Fall war diese jedenfalls auch zu dünn. Die 
Grenze des Maisfeldes zur Autobahn hin ist etwa 200 Meter lang, die Westgrenze ca. 100 
Meter und die Ostgrenze 50 Meter. Es waren also ca. 350 Meter durch eine Postenkette zu 
sichern. Selbst wenn man von 15 beteiligten Personen ausgeht und alle nur die Postenkette 
gebildet hätten, hätten sie in einem Abstand von mehr als 20 Meter zueinander gestanden. 
Dieser war hier in der Nähe der Autobahn zu groß.  
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Im vorliegenden Fall haben an der Südseite der Autobahn aber nur 4 Personen gestanden… 
Da kann man nicht mehr von einer Postenkette sprechen. Außerdem hatten die „Posten“ im 
vorliegenden Fall gar nicht die Aufgabe, aus dem Feld kommendes Wild aufzuhalten und von 
der Autobahn wegzuscheuchen. 
 
Keiner der an der Jagd beteiligten Zeugen hat davon berichtet, dass er dergleichen tun soll-
te, dass er insoweit eingewiesen worden sei… Es hat niemand versucht, die Schweine auf-
zuhalten oder in eine andere Richtung zu treiben…“47  
 
Das Urteil ist nicht rechtskräftig geworden. Das Verfahren wurde aufgrund der Berufungsver-
handlung nach § 153a StPO gegen Zahlung einer Geldauflage eingestellt.48 
 
Auch zivilrechtlich ist das Auftauchen von Wild auf der Fahrbahn nicht uninteressant. Hat der 
Autofahrer nämlich keine Teilkaskoversicherung, bleibt er zunächst auf dem Schaden sitzen. 
Hat er eine Teilkaskoversicherung, ist in der Regel eine Selbstbeteiligung in einer Größen-
ordnung von 150,00 € vereinbart. Als Anspruchsgrundlage für den Reparaturkostenersatz 
kommt § 823 Absatz 1 BGB in Betracht. Auch in diesem Zusammenhang muss man die Fra-
ge stellen, ob eine Treib- oder Drückjagd in Straßennähe als eine Gefahrerhöhung zu be-
trachten ist, die der Jagdausübungsberechtigte/Jagdleiter zu verantworten hat und ob solche 
Schäden von seiner Jagdhaftpflichtversicherung zu ersetzen sind.  
 
Ob es zu deren Vermeidung ausreicht, das Treiben von der Straße weg durchzuführen und 
einen Rückwechsel durch möglichst eng gestellte Treiber zu vermeiden, ist eine Frage des 
Einzelfalls. Dabei wird in zivilrechtlicher ebenso wie in strafrechtlicher Hinsicht zunächst ein-
mal auf die Kausalität abgstellt: Ohne Bewegungsjagd kein Wild auf der Fahrbahn!49 Bei den 
weiteren Überlegungen wird man die Fragen zu stellen haben, ob mit diesem Verlauf der 
Jagd zu rechnen war und ob Sicherungsmaßnahmen den Unfall verhindert hätten. Dabei 
könnte man an folgende Maßnahmen denken:  
 

 Treiben in Richtung von der Straße weg führen; 

 Rückwechsel durch dichte Treiber- und Schützenkette abriegeln; 

 Verlappung besonders gefährdeter Straßenabschnitte; 

 Warnschilder für die Verkehrsteilnehmer aufstellen oder 

 Warnposten abstellen, welche die Verkehrsteilnehmer durch Handzeichen zum  
Langsamfahren anhalten.50  
 

Natürlich ist grundsätzlich der Geschädigte beweispflichtig für die Kausalität des Unfallge-
schehens und seine Behauptung, dass der Unfall durch entsprechende Sicherungsmaß-
nahmen hätte vermieden werden können. Die Anforderungen an diese Beweislast müssen 
aber nicht besonders hoch sein, denn gem. § 286 Absatz 1 ZPO hat das Gericht nach freier 
Überzeugung zu entscheiden und in den Entscheidungsgründen seines Urteils anzugeben, 
was für die richterliche Überzeugung leitend gewesen ist. Dabei wird nicht automatisch eine 
Verletzung der Verkehrssicherungspflicht angenommen werden können, bloß weil der 
Jagdausübungsberechtigte für eine gefahrlose Organisation und Durchführung der Jagd ver-
antwortlich ist. Immerhin verbietet § 20 Absatz 1 BJG keineswegs Treib- und Drückjagden in 
der Nähe öffentlicher Straßen; auch gehören Begegnungen mit flüchtendem Wild zu den 
gewöhnlichen Gefahren des Straßenverkehrs.51  
 
 

                                                           
47

 Amtsgericht Bad Arolsen, Urteil vom 03.09.2007, AZ: 6 Ds 2631 Js 40342/06 
48

 StA Kassel Az. 2631 Js 40342/06. Mittleitung vom 06.05.2014 
49

 Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 549 
50

 Pückler, Wild und Hund 23/2006, Seite 152 ff.; DJV-Handbuch Jagd 2014, Seite 187; Härtel Hdb FA Ag-
rarR/Munte Kap. 24, Rz. 558, 561 
51

 AG Freising, Urteil vom 29.12.1983, AZ: 1 C 137/83 
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Auf jeden Fall aber wird zunächst das Treiben möglichst von der Straße weg zu führen sein, 
damit nicht etwa vorsätzlich ein Wildwechsel in Richtung Straße entsteht.52 
 
Nicht kausal auf eine Jagd in Straßennähe zurückzuführen ist Wild im Verkehr, aufge-
scheucht durch landwirtschaftliche Maschinen, deren Einsatz durch eine „Erntejagd“ lediglich 
von Jägern genutzt wird. Der Landwirt kann hier nicht etwa als Treiber der Jagdgesellschaft 
betrachtet werden. Er wird hier lediglich tätig im Rahmen seiner ordnungsgemäßen Berufs-
ausübung.53 Hier könnte der Jäger allenfalls verkehrssicherungspflichtig werden, wenn er 
das Risiko für den Straßenverkehr durch die Jagd erhöht hat.54 
 

Die für die Dauer der Jagd häufig verwendete Warnbeschilderung „Gefahrenstelle“, gegebe-

nenfalls noch mit dem Zusatz „Treibjagd, Erhöhte Gefahr! 30 km/h!“, dient dem Hinweis der 

Verkehrsteilnehmer auf ein erhöhtes Gefahrenpotential gegenüber dem natürlichen Wild-

wechsel, auf welchem von Seiten der Straßenverkehrsbehörden mit Verkehrszeichen Num-

mer 142 (Wildwechsel) regelmäßig gewarnt wird. Das Aufstellen „privater“ Schilder sollte mit 

dem Straßenverkehrsamt/Straßenbaulastträger abgestimmt werden.55 

 

 Mögliche Beschilderung einer Drückjagd: 
 Verkehrszeichen 101 „Gefahrenstelle“ mit Zusatzschild „Treibjagd“  

und Zeichen 274-53 „Geschwindigkeitsreduzierung“ 

 
 
 
 
  

                                                           
52

 LG Aachen, Urteil vom 30.08.1990, AZ: 6 S 176/90; BGH Versicherungsrecht 1976, Seite 593 ff.   
53

 Amtsgericht Helmstedt, Urteil vom 10.09.2008, Az. 3 C 135/08 
54

 Ähnlich Härtel Hdb FA AgrarR/Munte Kap. 24, Rz. 560 
55

 DJV-Handbuch Jagd 2014, Seite 188; ADAC-Fachinformation Wildunfallprävention, www.adac.de/verkehrs-
experten, Januar 2013 

http://www.adac.de/verkehrs-experten
http://www.adac.de/verkehrs-experten
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In einigen ländlichen Gebieten hat sich auch bewährt, die Pkws der Jagdteilnehmer versetzt 
an beiden Straßenseiten zu parken (natürlich nur, wo dieses zulässig ist), sodass der flie-
ßende Verkehr mehr oder weniger zum Fahren in Schlangenlinien gezwungen wird und da-
bei die Geschwindigkeit zu mindern. 
 
Für Schäden, die Jagdhunde im Straßenverkehr verursachen, haftet der Nichtberufshunde-
halter gem. § 833 Satz 1 BGB verschuldensunabhängig, der Förster also gem. § 833 Satz 2 
BGB nicht.56 
 
 

c) Fangschuss im Straßenverkehr 
 
Als ausgesprochen gefährlich gilt der Fangschuss im Straßenverkehr. Hier muss unbedingt 
vermieden werden, dass das Projektil auf der Fahrbahnoberfläche abprallt! Zur erforderli-
chen Absperrung ist ausschließlich die Polizei zuständig, die selbstverständlich auch mit ei-
genen Schusswaffen den Fangschuss antragen kann. 

 
Da das Abfangen mit der kalten Waffe nur von wenigen darin geübten Jägern beherrscht 
wird, sollte hierauf schon aus Tierschutzgründen verzichtet werden. Ist der Fangschuss un-
umgänglich, sind die Räumung der Unfallstelle (mit Hilfe der Polizei) und ihre Absicherung 
durch Warnblinker/Warndreieck notwendig.  
 
Zum Eigenschutz ist eine Schießbrille bei Schüssen auf kurze Entfernung unverzichtbar we-
gen Rückprall- und Splitterwirkung. Es sind nur leistungsstarke Kurzwaffen mit Hohlspitzmu-
nition zu verwenden.57 Die Schrotflinte eignet sich auch für den Fangschuss bei Rehwild auf 
Träger und Haupt. Mit Büchse und Faustfeuerwaffe sollte nur auf die Kammer geschossen 
werden. Um auf alle Gefahren des Fangschusses im Straßenverkehr vorbereitet zu sein, 
empfiehlt sich in jedem Fall der Besuch eines Fangschussseminars und das regelmäßige 
Üben mit der Kurzwaffe. In den einschlägigen Lehrgängen der Jagdverbände lernt man auch 
den Schuss im Dunkeln mit Hilfe einer Taschenlampe. 

                                                           
56

 Palandt/Sprau § 833 Randziffer 17 
57

 Elbing/Schmid/Bach, Wild und Hund, 24/2013, Seite 52 ff. 
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In diesem Zusammenhang soll noch erwähnt werden, dass die landwirtschaftliche Unfallver-
sicherung als Pflichtversicherung kraft Gesetzes mit der Übernahme eines Jagdreviers au-
tomatisch in Kraft tritt – sowohl für die Eigenjagd, eine gepachtete Jagd als auch für die 
Jagdgenossenschaft, welche die Jagd betreibt. Die Bergung von Fallwild auf Straßen am 
oder im eigenen Revier durch den Jagdunternehmer ist im Zuge der Ausübung des Aneig-
nungsrechts wie „Jagdausübung“ zu beurteilen und somit versichert (§ 2 Absatz 1 Ziffer 5 a 
SGB VII). Außerhalb des eigenen Reviers als unaufschiebbare Maßnahme auf Anforderung 
zum Beispiel der Polizei, als Nothilfe oder für die Verkehrssicherheit besteht Versicherungs-
schutz über die zuständige Unfallkasse oder die Landesunfallkasse (§ 2 Absatz 1 Ziffer 1 a, 
13 a SGB VII).58 
 
 

5. Fahren und Reiten auf Wegen und Grundstücken 
 
Kraftfahrzeuge, Fahrräder sowie Pferd und Reiter trifft man flächendeckend in Feld und Wald 
an. Gem. § 14 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 Bundeswaldgesetz ist das Betreten des Waldes zum Zwe-
cke der Erholung gestattet. Das Radfahren und das Reiten ist nur auf Straßen und Wegen 
gestattet. Die Länder regeln die Einzelheiten. Es gelten die Forst- und Landschaftsgesetze 
sowie die Verordnungen für Naturschutzgebiete, Verstöße werden als Ordnungswidrigkeiten 
geahndet. 
 
Öffentliche Feld- und Waldwege im Revier darf der Jäger zum Zwecke der Jagdausübung 
oder Hege befahren, sofern sie für den land- und forstwirtschaftlichen Verkehr freigegeben 
sind. Dies folgt daraus, dass die Ausübung des Jagdrechts ein Teil der Grundstücksnutzung 
ist.59 Außerhalb der Wege gilt grundsätzlich ein Fahrverbot für alle Kraftfahrzeuge. Eine Aus-
nahme gilt dort, wo das Fahren für eine ordnungsgemäße Hege oder Jagdausübung erfor-
derlich ist und dem Grundstückseigentümer kein unzumutbarer Schaden entsteht. Wildfutter, 
Ansitzeinrichtungen und das dafür erforderliche Baumaterial dürfen mit dem Kraftfahrzeug an 
Ort und Stelle gebracht werden. Auch schweres Wild darf man mit Kraftfahrzeugen bergen. 
Sämtliche anderen Geländefahrten sind verboten. 
 
Radfahren und Reiten ist ausschließlich auf Straßen und festen Wegen erlaubt, nicht jedoch 
in den Beständen.60 
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 LSV Kompakt 01/14, Seite 8 –Magazin für Sicherheit & Gesundheit, Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau, Weißensteinstr. 70/72, 34131 Kassel  
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 Pückler 2002 Seite 115 
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 z. B. § 2 Abs. 2 Landesforstgesetz (LFoG) NRW i. Verb. m. § 14 Bundeswaldgesetz (BWaldG) 



- 30 - 
 

Regional - insbesondere in der Nähe von Ballungsgebieten - ist der Besucherdruck auf den 
Wald ausgesprochen hoch. Mountainbikestrecken entstehen in großer Zahl, insbesondere in 
Hanglagen. Die in den Beständen gebauten Trails mit Steilkurven und Sprungschanzen, 
durchziehen manche Waldgebiete wie ein dichtes Netz. Die öffentliche Diskussion auch in 
der Presse orientiert sich dabei in der Regel nur an den Störungen der Spaziergänger. Nur 
gelegentlich wird von Störungen in Einstandsgebieten des Wildes gesprochen. Ganz selten 
kommen Waldbesitzer zu Wort. Kaum werden die Schäden an Forstpflanzen erläutert und 
erklärt, dass die grobstolligen Reifen von Mountainbikes durchaus in der Lage sind, auch 
großen Bäumen, insbesondere flachwurzelnden Fichten, Schäden zuzufügen. Hier können 
Pilze eindringen und später sterben ganze Bäume ab. Kaum jemand spricht davon, dass es 
sich hierbei um eine Ordnungswidrigkeit handelt, die mit Bußgeld geahndet werden kann.61 
 
 

6. Jagd mit Kraftfahrzeug 
 
Gem. § 19 Absatz 1 Ziffer 11 BJG ist es verboten, Wild aus Kraftfahrzeugen oder maschi-
nengetriebenen Wasserfahrzeugen zu erlegen. Eine Ausnahme ist das Erlegen von Wild aus 
Kraftfahrzeugen durch Körperbehinderte mit Erlaubnis der zuständigen Behörde. Da wil-
dernde Hunde und Katzen nicht zum Wild zählen, dürfen diese durchaus auch aus einem 
Fahrzeug hinaus erlegt werden.62 In diesem Zusammenhang kommt es nicht darauf an, ob 
sich das Fahrzeug in Bewegung befindet oder nicht.  
 
Es ist nicht verboten, aus dem Fahrzeug heraus Wild zu beobachten. Die gelegentlich bei 
Bewegungsjagden genutzten Anstandsmöglichkeiten, etwa auf der Ladefläche von (abge-
stellten) Fahrzeugen, fällt ebenfalls nicht unter dieses Verbot.63 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Foto:  
Frank Seifert, 
DFO 
 

 
 

Eine neue Jagdart haben Falkner vor dem Hintergrund unergiebiger Beizwildbestände erfun-
den: Die Jagd auf Rabenkrähen aus dem Auto! Dabei fährt man auf der Straße mit etwa 30 
km/h an einen auf dem Acker sitzenden Krähenschwarm heran und lässt den Beizvogel aus 
dem geöffneten Autofenster während der Fahrt angreifen. Da die Krähen ja auf dem Feld 
stehen und der Beizvogel die Startgeschwindigkeit des fahrenden Autos hat, ist die Chance 
groß, dass er eine Krähe schlägt.  
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 Schuck/Welp, § 19, Randziffer 42; Pückler 2002 Seite 119 
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 Schuck/Welp, § 19, Randziffer 43 
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Wo Krähen und Elstern nicht zum Wild gem. § 2 Absatz 1 Ziffer 2 BJG gehören, sondern 
lediglich durch Landesverordnung eine Jagdzeit haben, kann das Verbot gem. § 19 Absatz 1 
Ziffer 11 BJG nicht gelten, weil diese Vorschrift nur untersagt, Wild aus Kraftfahrzeugen zu 
erlegen.64 Andererseits steht das sachliche Verbot des § 4 Abs. 1 Ziffer 9 BArtSchV entge-
gen, wonach wildlebende Tiere, besonders geschützte Arten (das sind alle europäischen 
Vogelarten, die nicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 BGJ dem Jagdrecht unterliegen!65) nicht „aus 
Kraftfahrzeugen“ nachgestellt oder gefangen werden dürfen.  
 
Dem wird kaum entgegengehalten werden können, dass im Gegensatz zum unwaidgerech-
ten Schuss aus dem Kraftfahrzeug66 der Falkner seinen Beizvogel nur eine bessere Chance 
verschafft, weil dessen Angriffsgeschwindigkeit erhöht wird. Der Beizvogel ist kein Haustier, 
er jagt nicht auf Befehl, sondern entscheidet selbst über einen Jagdflug.  
Der Falkner verschafft ihm nur die Möglichkeit durch eine mittels Kraftfahrzeug erhöhte 
Startgeschwindigkeit entsprechende „Tarnung“ durch das Fahrzeug. Hier trifft ein 4.000  
Jahre altes Kulturgut Falknerei auf das junge automobilistische Zeitalter.67  
 
So spannend dieses Zusammentreffen in jagdlicher bzw. falknerischer Hinsicht sein dürfte, 
bleibt abzuwarten, ob die Rechtsprechung nicht genau aus diesem Grund eine Ordnungs-
widrigkeit gem. § 4 Abs. 1 Zif. 9 in Verbindung mit § 16 Abs. 1, Abs. 2 Zif. 1 BArtSchV darin 
sieht und auf die Möglichkeit verweist, eine Ausnahme von diesem Verbot erteilen zu lassen 
durch die nach Landesrecht zuständige Behörde gem. § 4 Abs. 2 Zif. 1 und 2 BArtSchV. 
 

 

7. Jagdscheinentzug wegen Verkehrsdelikt 
 
Gem. § 17 Absatz 1 Ziffer 2 BJG ist Personen der Jagdschein zu versagen, bei denen Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass sie die erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzen. 
Gem. § 17 Absatz 4 Ziffer 1 a bis d BJG besitzen Personen diese Zuverlässigkeit nicht, die 
zu einer Geldstrafe von mindestens 60 Tagessätzen oder mindestens zweimal zu einer ge-
ringeren Geldstrafe rechtskräftig verurteilt worden sind, wenn seit dem Eintritt der Rechts-
kraft der letzten Verurteilung fünf Jahre nicht verstrichen sind. Die in § 17 Absatz 4 BJG auf-
gelisteten Straftaten begründen eine sogenannte Regelvermutung. Diese Regelvermutung 
bindet Behörden und Gerichte.68 Wenn die abgeurteilte Straftat keinen Bezug zur Jagdaus-
übung hat, kann von der Regelvermutung bei Würdigung der Gesamtumstände auch abge-
wichen werden.69 Dann muss der Ausnahmefall der weiterhin bestehenden Zuverlässigkeit 
angenommen werden, eine Ermessensentscheidung der Behörde. Hierüber findet sich wenig 
in Literatur und Rechtsprechung, solche Vorgänge werden nicht veröffentlicht.70 Bleibt es bei 
der Regelvermutung, kann gem. § 18 BJG die Jagdbehörde einen bereits erteilten Jagd-
schein einziehen und die Waffenbehörde die Waffenbesitzkarte gem. § 30 Absatz 1 Nummer 
2 Waffengesetz in Verbindung mit § 5 Absatz 2 Nummer 1 b Waffengesetz.  
 

Verkehrsdelikte mit Alkohol (vorsätzlich oder fahrlässig) sind grundsätzlich geeignet, die Re-
gelvermutung von der Unzuverlässigkeit zu begründen.71  
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 vgl. Schuck/Welp, § 19, Randziffer 42 
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 Vogelschutzrichtlinie vom 02.04.1979, Kodifizierte Fassung vom 30.11.2009, in Kraft getreten am 15.02.2010, 
Richtlinie 79/409/EWG 
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 Schuck/Welp, § 19 Rz. 43 
67
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 Schuck/Tausch, § 17, Randziffer 84 
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Ein fahrlässiges Verkehrsdelikt ohne Alkohol dagegen begründet in der Regel keine Unzu-
verlässigkeit, zum Beispiel fahrlässige Körperverletzung und fahrlässige Tötung im Straßen-
verkehr. 
 
Fraglich ist, ob eine positive medizinisch-psychologische Untersuchung, angeordnet von der 
Straßenverkehrsbehörde, mit der die Geeignetheit zum Führen von Kraftfahrzeugen wieder 
hergestellt wird (§ 46 Absatz 4 i. V. m. § 11 Fahrerlaubnisverordnung), auch die waffen- oder 
jagdrechtliche Geeignetheit (§ 6 Waffengesetz) vermuten lässt. 
 

 
 
Hier meint die Rechtsprechung, die Regelvermutung könne nicht durch die Eignung in einem 
anderen Rechtsbereich durchbrochen werden, andernfalls würde die gesetzgeberische Ent-
scheidung überspielt, im Waffenrecht gem. § 6 Absatz 2 Waffengesetz zugunsten einer er-
höhten Gefahrenabwehr sowohl die Zuverlässigkeit als auch die persönliche Eignung zu ver-
langen.72 Dem ist entgegenzuhalten, dass die Waffenbehörde zumindest den Inhalt des Gut-
achtens zur Kenntnis nehmen und prüfen muss, ob daraus Rückschlüsse auf die waffen-
rechtliche Zuverlässigkeit gezogen werden können.  
 
Das MPU-Gutachten kann schließlich auch die Annahme begründen, dass der Betroffene ein 
distanziertes Verhalten zum Alkohol entwickelt hat, so dass bei ihm kein erhöhtes Gefahren-
potential im Umgang mit Kraftfahrzeugen und mit Waffen mehr festzustellen ist. Die Tatsa-
che, dass der Betroffene seine Einstellung zum Alkohol umfassend geändert hat, ist nicht nur 
im Zusammenhang mit dem Führen von Kraftfahrzeugen, sondern immer auch in anderen 
sicherheitsrelevanten Bereichen von Bedeutung.73  

                                                                                                                                                                                     
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Beschluss vom 08.08.1988, AZ: 15 L 1315/88; Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg, Urteil vom 02.03.1989, AZ: 3 L 9/89; Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 24.02.1988, AZ: 
8 A 92/87 
72

 Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Beschluss vom 13.04.2007, AZ: 1 S 2751/06 in Pückler, Wild 
und Hund, 10/2008 
73

 Vgl. Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 20.11.1994, AZ: 11 UE 1428/93 in Pückler, Wild und 
Hund, 10/2008, Seite 106 ff. 
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Aus psychologischer Sicht sind die Fragestellungen trotz der verschiedenen Fachbereiche 
Waffenrecht und Fahrerlaubnisrecht ähnlich: In beiden Sachgebieten geht es um den ange-
messenen Umgang mit potentiell gefährlichen Gütern und Gegenständen.74  
 

Mindestens muss die Begutachtung sich ausdrücklich auf den Problemkreis „Führen von 
Kraftfahrzeugen unter Alkoholeinfluss“ sowie auch auf die Frage des zukünftig sorgfältigen 
Umgangs mit Waffen und Munition beziehen. Dies gilt besonders vor dem Hintergrund, dass 
mittlerweile bestimmte Sachverständigenorganisationen verkehrsrechtliche sowie waffen-
rechtliche Untersuchungen anbieten.75  
 
Dabei wird aber mittlerweile auch dort Wert darauf gelegt, dass die MPU nach der FEV und 
die Waffen- und jagdliche MPU nach dem WaffenG fachlich korrekt noch nicht einmal am 
selben Tage stattfinden; die waffenrechtliche MPU beinhaltet gegenüber der verkehrsrechtli-
chen MPU eine standardisierte Persönlichkeitsuntersuchung.76  
 
Diese unterschiedlichen Auffassungen lassen auch in den Begründungen der unterschiedli-
chen Entscheidungen der Behörde einen weiten Ermessensspielraum. Allein die Vorlage 
eines positiven Gutachtens lediglich über die Fahreignung muss nicht zwingend zur Annah-
me der jagdrechtlichen oder waffenrechtlichen Zuverlässigkeit führen.77  
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In der Hoffnung, mit diesen Anmerkungen sämtliche verkehrsrechtlichen Aspekte der Jagd 
umfassend gewürdigt zu haben, wünsche ich Ihnen auf all Ihren Wegen ins Revier und wie-
der nach Hause stets gute Fahrt und bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
   Dr. jur. Walter H. Jäcker 
 
   ● Rechtsanwalt 
   ● Fachanwalt für  

    Arbeitsrecht 
   ● Fachanwalt für 

    Verkehrsrecht 
 

   www.rae-brockmann.de 
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